
 
 
Wie geht Urlaub noch mal? 
 
Es wird wieder Zeit für die Jahresplanung des Urlaubs. 
Nicht nur die Reisen wollen frühzeitig gebucht werden. Der Arbeitgeber muss 
den benötigten Urlaub auch erteilen. Aber wovon hängt es ab, ob und wann 
der Urlaub genehmigt wird? 
 
Nach § 7 Abs. 1 Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) muss der Arbeitgeber die 
Urlaubswünsche des Arbeitnehmers, also die zeitliche Festlegung, 
berücksichtigen, es sei denn, es stehen dringende betriebliche Belange oder 
Urlaubswünsche anderer Arbeitnehmer entgegen, die unter "sozialen 
Gesichtspunkten" den Vorrang verdienen. 
 
Dass ein Urlaub vorübergehend zu verringerten personellen Kapazitäten 
führt, ist kein Grund für die Urlaubsversagung. Wer Arbeitnehmer anstellt, hat 
die Erfüllung der Urlaubsansprüche miteinzukalkulieren und durch 
entsprechende Personalmaßnahmen vorzusorgen. 
 
Dringende entgegenstehende Gründe liegen nur dann vor, wenn es um 
Situationen geht, denen organisatorisch nicht vorgebeugt werden kann, etwa 
bei unvorhergesehenen ungewöhnlichen Umständen wie einer schweren 
Krankheitswelle.  
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Gründe im Einzelnen darzulegen. 
Allerdings wird Arbeitgebern das Recht zugestanden, vorübergehend 
Urlaubssperren für abgrenzbare Zeiten zu verhängen, in denen saisonbedingt 
besonders viel Personal benötigt wird, etwa in der Logistik während des 
Weihnachtsgeschäfts. 
 
Aber auch die Urlaubswünsche anderer Arbeitskollegen können dem Wunsch 
auf Urlaub einen Strich durch die Rechnung machen. Zunächst gilt der 
Grundsatz, dass mehrere Arbeitnehmer gleichzeitig in Urlaub fahren dürfen. 
Nur wenn eine gleichzeitige Freistellung aus dringenden betrieblichen 
Gründen nicht möglich ist, darf eine Auswahl unter "sozialen 
Gesichtspunkten" überhaupt vom Arbeitgeber in Betracht gezogen werden. 
 



Welche dies sind, sagt das Gesetz nicht. Dies können familiäre Verpflichtungen 
sein, etwa Kinder im schulpflichtigen Alter, eine besondere 
Erholungsbedürftigkeit, aber auch die Urlaubserteilung in den 
vorangegangenen Jahren. 
 
Nur in seltensten Fällen kann der Arbeitgeber den Urlaub versagen. Dann darf 
der Arbeitnehmer den Urlaub nicht eigenmächtig antreten; vielmehr muss er 
seinen Anspruch zunächst durchsetzen, notfalls gerichtlich. 
 
Vom Arbeitgeber angeordnete Betriebsferien sind nur dann zulässig, wenn sie 
betriebsnotwendig sind.  
 
Sobald der Arbeitgeber die Urlaubsgenehmigung abgegeben hat, ist er an 
diese Erklärung rechtlich gebunden. Ein Widerruf ist daher nicht mehr 
möglich. Dies gilt erst recht, wenn der Arbeitnehmer bereits im Urlaub weilt. 
Der Arbeitnehmer ist schon nicht verpflichtet, für die Dauer des Urlaubs 
erreichbar zu sein.  
 


